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Neu:  
 

Harald Lidauer 

Das Demokratieprinzip 
 

Die Monografie stellt einen rechtshistorischen Beitrag zur Entwicklungsgeschichte des Demokratieprin-
zips in Österreich im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert dar, wobei dieser Abschnitt systematisch und 
chronologisch aufgearbeitet wird. Dabei richtet sich der Fokus nicht nur auf die Ebene des Gesamtstaa-
tes, sondern gleichermaßen auch auf die jeweiligen Entwicklungen auf Landes- und Gemeindeebene, 
wobei insoweit schwerpunktmäßig eine Bezugnahme auf das Bundesland Oberösterreich stattfindet. 
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I. Bundesgesetzblatt 
 
BGBl II 5/2016 

Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit, mit der die Veterinär-Antibiotika-MengenströmeVO, die Apotheken-
betriebsordnung 2005 sowie die Tierärzteliste- und –ausweisVO geändert werden 

 

BGBl II 7/2016 

Verordnung der Bundesregierung über die Zusammenlegung von Bezirksgerichten und über die Sprengel der verbleiben-
den Bezirksgerichte im Bundesland Salzburg (Bezirksgerichte-Verordnung Salzburg 2016) 

 

BGBl II 9/2016 

Verordnung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend statistische Erhebungen über Exporte und Importe von Dienst-
leistungen (LSEZE 2015) 

 

  

http://www.pedell.at/index.php/monographien/36-das%20demokratieprinzip.html
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BGBl II 10/2016 

Verordnung der Oesterreichischen Nationalbank, mit der die Meldeverordnung ZABIL 1/2013 der Oesterreichischen Natio-
nalbank novelliert wird (ZABIL 1/2016) 

 

BGBl III 6/2016 (Anlage I) 

Übereinkommen über die Übertragung von Beiträgen auf den Einheitlichen Abwicklungsfonds und über die gemein-
same Nutzung dieser Beiträge  

 

BGBl III 7/2016 (Anlage I) 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Belgien und Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 29. 
Dezember 1971 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Regelung be-
stimmter anderer Fragen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen einschließlich der Gewer-
besteuern und der Grundsteuern 

 

BGBl III 8/2016 (Anlage I) 

Abkommen über die Gemeinschaftsproduktion von Filmen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der 
Regierung des Staates Israel 

 

II. Amtsblatt der EU 
 
ABl L 5 v 08.01.2016, 1 

Durchführungsverordnung (EU) 2016/15 der Kommission vom 7. Januar 2016 zur Genehmigung des Programms der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien zur Salmonellenbekämpfung bei Legehennen und zur Änderung 
von Anhang I der Verordnung (EG) Nr 798/2008 in Bezug auf den Eintrag für die ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien in der Liste von Drittländern, aus denen Konsumeier in die Union verbracht werden dürfen 

 

ABl L 9 v 14.01.2016, 1 

Verordnung (EU) 2016/26 der Kommission vom 13. Januar 2016 zur Änderung von Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr 
1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 
chemischer Stoffe (REACH) betreffend Nonylphenolethoxylate 

 

III. Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof, Verwaltungsgerichte 
 
A. Verfassungsgerichtshof 
 
19.11.2015, E 1168/2015 ua 

BFA-VerfahrensG; Anlassfall zu VfGH 24.06.2015, G 171/2015 ua 

 

24.11.2015, G 255/2015 ua 

B-VG; SicherheitspolizeiG; Abweisung weiterer Anträge auf Aufhebung von Bestimmungen des SicherheitspolizeiG be-
treffend die Normierung der VwG als Einbringungsstelle für Richtlinienbeschwerden wegen Verstoßes gegen das 
„Kodifikationsgebot“ im VwGVG; Bedenken im Hinblick auf die Ermächtigung des Materiengesetzgebers zu einer ab-

weichenden Verfahrensregelung nicht zutreffend 

 

09.12.2015, G 165/2015 

B-VG; AnerbenG; Abweisung eines Parteiantrags auf Aufhebung von Bestimmungen des AnerbenG betreffend die 
Pflichtteilsbeschränkung bei bäuerlicher Erbteilung; keine Verletzung des Eigentumsrechts durch Festlegung des für 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_II_10/BGBLA_2016_II_10.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_III_6/BGBLA_2016_III_6.pdf
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http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_III_7/BGBLA_2016_III_7.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_III_7/COO_2026_100_2_1174428.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_III_8/BGBLA_2016_III_8.pdf
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20151119_15E01168_00/JFT_20151119_15E01168_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20150624_15G00171_00/JFT_20150624_15G00171_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20151124_15G00255_00/JFT_20151124_15G00255_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20151209_15G00165_00/JFT_20151209_15G00165_00.pdf


die Pflichtteilsberechnung maßgeblichen Übernahmspreises nach dem Kriterium des „Wohlbestehen-Könnens“ des Aner-
ben; Existenzsicherung des Erbhofes im öffentlichen Interesse gelegen; keine Unsachlichkeit oder Unbestimmtheit der 
Regelung 

 

10.12.2015, G 364/2015 ua (Anlassfälle B 410/2013, B 455/2013, B 451/2013) 

Sbg MindestsicherungsG; Aufhebung einer Bestimmung des Sbg MindestsicherungsG betr die Kürzung des Mindest-
standards für die Dauer des Aufenthalts in einer therapeutischen Wohneinrichtung aufgrund einer gerichtlichen Wei-
sung wegen Verstoßes gegen den Gleichheitssatz 

 

B. Verwaltungsgerichtshof 
 
16.12.2015, 2013/03/0034 

EisenbahnG; Erklärung eines Abschnitts der Produktkataloge Netzzugang Stationen 2013 und 2014 sowie der Schie-
nennetz-Nutzungsbedingungen 2013 und 2014 für unwirksam; Verpflichtung, bei der Festlegung von „Vorlaufzeiten“ 

für die Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen eine angemessene Regelung zu treffen, durch die die Inanspruch-
nahme der Leistungen nicht erschwert wird; die festgelegten „Vorlaufzeiten“ waren ggst jedenfalls für bestimmte Fälle un-
angemessen 

 

16.12.2015, 2013/03/0138 

TelekommunikationsG; bescheidmäßige Feststellung, dass der Markt „Verbindungsaufbau in öffentlichen Telefonnetzen 
an festen Standorten“ ein der sektorspezifischen Regulierung unterliegender, das gesamte Bundesgebiet umfassender 

Markt ist; von der belangten Behörde waren bei der Festsetzung des Entgelts für die ggst Leistungen der (marktbeherr-
schenden) A1 auch die mit Blick auf Margin Squeeze zu ziehenden Preisgrenzen zu beachten; keine schlüssige Begrün-
dung der auferlegten Verpflichtung 

 

C. Verwaltungsgerichte 
 
LVwG Ktn 07.01.2016, KLVwG-1935-1940/30/2015 

Ktn BauO; UVP-G; Antrag auf Abänderung der Baubewilligung für das „Wörthersee-Stadion“ hinsichtlich einer Erweite-

rung der Verwendung des Gebäudes und eines permanenten Bestehenbleibens des oberen Zuschauerrangs; das ggst 
Projekt bedarf keiner Bewilligung nach dem UVP-G; in subjektiv-öffentliche Rechte der Anrainer wird nicht eingegriffen 

 

IV. Gerichtshof der Europäischen Union 
 
A. Gerichtshof 
 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

B. Schlussanträge 
 
12.01.2016, verb Rs C-226/14 und C-228/14, Eurogate Distribution (GA Campos Sánchez-Bordona) 

Zollkodex der Gemeinschaften – Zolllager – Externes Versandverfahren – Entstehung einer Zollschuld wegen Nichter-
füllung einer Pflicht – Verspätete Anschreibung in den Bestandsaufzeichnungen – Verspätete Gestellung der Waren bei 
der zuständigen Zollstelle – Sechste Richtlinie – Mehrwertsteuerrichtlinie – Mehrwertsteueranspruch – Zusammenhang 
zwischen der Zollschuld und der Mehrwertsteuerschuld 
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C. Gericht 
 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
 
12.01.2016, Beschwerde Nr. 55495/08, Genner / Österreich 

Keine Verletzung von Art 10 EMRK (Recht auf freie Meinungsäußerung); Verurteilung des bf Anwalt zu Strafzahlung 
wegen übler Nachrede im Zusammenhang mit dem Tod der ehemaligen österreichischen Innenministerin 2007 konven-
tionskonform 

 

12.01.2016, Beschwerde Nr. 37138/14, Szabó und Vissy / Ungarn 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); gesetzliche Verankerung von Methoden 
der Massenüberwachung zur Terrorismusbekämpfung konventionskonform; allerdings muss Überprüfung der Notwen-
digkeit einer Überwachungsmaßnahme sowie die Ergreifung eines Rechtsmittels möglich sein; weitreichende Überwa-

chungsbefugnisse der Exekutivbehörden in Ungarn konventionswidrig 

 

12.01.2016, Beschwerde Nr. 61496/08, Bărbulescu / Rumänien 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Entlassung des Bf aus seinem 
Dienstverhältnis mit einem privaten Arbeitgeber aufgrund seiner Nutzung des Internets für private Zwecke entgegen in-
terner Unternehmensvorgaben konventionskonform; Eingriff in Privatsphäre des Bf aufgrund der Überwachung seiner 

Korrespondenzen im Kontext des Disziplinarverfahrens gerechtfertigt 
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Disclaimer 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institu-

te, Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharak-

ter“ sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der 
Institute, Aktualität und Relevanz. 

Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Aus-

wahl nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Bau-

recht, Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwal-
tungsverfahren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), 
Aktualität und Relevanz. 

Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 

AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz.  
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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